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„Im Namen der Menschlichkeit sofort Abschiebung stoppen!“

MdB Alexander Ulrich empört über die Vorgehensweise der Ausländerbehörde im Fall Yildirim 

Heute Morgen um 6 Uhr 45 wurde die Familie Yildirim mit Polizeigewalt aus ihrem Zufluchtsort in einer Koblenzer Kirche entfernt. Die Familie hatte dort kirchliches Asyl gefunden, nachdem die Härtefallkommission des Landes Rheinland-Pfalz ein Bleiberecht abgelehnt hatte. Dazu erklärt der Bundestagsabgeordnete der Linksfraktion und Vorsitzende der WASG Rheinland-Pfalz, Alexander Ulrich: „Heute morgen in Koblenz haben sich schlimme Szenen abgespielt. Im Namen der Menschlichkeit fordere ich die Ausländerbehörde in Koblenz auf, die Abschiebung der Familie Yildirim sofort zu stoppen und mindestens die Endscheidung der Innenministerkonferenz am 16. November abzuwarten.
Die betroffene Familie hat bereits genug Leid erfahren. Als oppositionelle Kurden steht ihnen im Abschiebeland Türkei weiteres Leid und Verfolgung bevor. Die von der Ausländerbehörde vorgeschobene Begründung, die Yildirims seien nicht genug integriert und hätten mangelnde Sprachkenntnisse, ist absurd. Die drei Kinder der Familie wurden alle in Deutschland geboren, besuchten deutsche Kindergärten und Schulen und sprechen fließend deutsch. Auch die Eltern besuchen seit Jahren Deutschkurse und andere integrative Maßnahmen, haben viele deutsche Freunde und bemühen sich täglich um weitere Integration. Die Familie Yildirim ist geradezu ein Musterbeispiel, wie ein Zusammenleben zwischen deutschen und ausländischen Nachbarn aussehen könnte. Die Beweggründe der Ausländerbehörde in Koblenz sind daher absolut nicht nachvollziehbar. Gerade wir Deutschen sollten uns in anbetracht unserer schlimmen Geschichte während der strikt an die Gebote der Menschlichkeit und der UN-Menschenrechtskonvention halten. In Koblenz wurden diese Werte heute mit Füßen getreten und mich beherrscht neben der Empörung über die Vorgänge vor allem auch Scham, wie sorglos in Deutschland mit dem Leben von politisch Verfolgten umgegangen wird. Jede Abschiebung, die auch nur im Entferntesten dazu führen könnte, dass Menschen gefährdet werden, ist zu unterlassen. Im Fall Yildirim dagegen kann als sicher gelten, dass die Familie weiteren Repressionen ausgesetzt wird. Deshalb protestiere ich auf das Schärfste gegen die Durchführung der Abschiebung.“

